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Manfred Coppik (1943-2016)
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Alter von 72 Jahren Manfred Coppik, 
der der Arbeit der Zeitschrift Sozia-
lismus nahestand. Wir dokumentie-
ren mit freundlicher Genehmigung 
des Autors den Nachruf, den Tom 
Strohschneider in der Tageszeitung 
»neues deutschland« verfasst hat. ...
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In Berlin haben die WählerInnen die 
rot-schwarze Landesregierung abge-
wählt. Die beiden sie tragenden Par-
teien kommen zusammen nur mehr 
auf rund 39,2% – ein Verlust von 
etwa 12,4%. Wie schon bei den Land-
tagswahlen im Frühjahr und Anfang 
September in Mecklenburg-Vorpom-
mern haben die Rechtspopulisten 
der AfD auch in Berlin ein zweistelli-
ges Ergebnis erzielt. ...

»Event-betonte« Rassisten

Über ein Jahr nach den rassistischen 
Ausschreitungen in Freital und Hei-
denau und gut sechs Monate nach 
der »Schande« von Clausnitz mach-
ten »event-betonte Einheimische«, 
so der Jargon der örtlichen Polizei, 
im sächsischen Bautzen Hetzjagd auf 
Flüchtlinge. ....
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Flucht und Migration
Herausforderungen für emanzipatorische Politik

von  Ulrich Duchrow, Andreas Fisahn, Peter Herrmann, Silke Ötsch, Ralf Ptak und Peter Wahl

Die Krise, die unter dem Begriff Flüchtlingskrise seit Sommer 
2015 die Politik auf spektakuläre Weise beherrscht, geht weit 
über die Probleme von Flucht und Migration im engeren Sinne 
hinaus. In ihr kreuzen und verdichten sich mehrere, zum Teil 
lang andauernde Krisenprozesse. In der deutschen Gesellschaft 
hatte sich mit der Bewegung der »Willkommenskultur« ein er-
staunliches humanistisches Potenzial artikuliert. Für kurze Zeit 
schien es, dass Teile der deutschen Funktionseliten mit Merkel 
an der Spitze – aus welchen Motiven auch immer – mit der hu-
manistischen Tendenz konvergieren und die Willkommenskul-
tur auf diese Weise hegemonial werden könnte. Inzwischen hat 
sich der Wind gedreht. Der schmutzige Deal zwischen EU und 
Türkei markiert den bisherigen Höhepunkt dieser Entwicklung 
zurück zur Abschottungspolitik. Unterdessen hat sich das latent 
bereits bestehende fremdenfeindliche und rassistische Segment 
der Gesellschaft offen formiert. Spektakulärster Ausdruck sind 
die vielen Anschläge auf Flüchtlingsunterkünfte und der Auf-
stieg der AfD. Einfache und schnelle Auswege gibt es nicht.

Flucht und Migration – 
der rechtlich-institutionelle Rahmen

Wenn Menschen flüchten, haben sie unterschiedliche Gründe. 
Dazu gehören personale Gewalt oder deren Androhung, eine 
vergleichbar existenzielle Gefahr (Naturkatastrophen, Seuchen), 

aber auch Armut und Diskriminierung, Formen struktureller 
Gewalt, auch wenn sie keine unmittelbare Bedrohung von Leib 
und Leben sind. Migration wird als freiwilliger Wohnsitzwech-
sel für mindestens ein Jahr definiert, die i.d.R. mit einer lang-
fristigen oder endgültigen Bleibeperspektive verbunden ist. Sie 
ist in vielen Ländern, darunter in allen OECD-Ländern, mehr 
oder minder detailliert geregelt.

Fluchtursachen werden im Recht der EU und Deutschlands 
sehr unterschiedlich bewertet. Im Grundgesetz fand sich bis 
1993 im Art. 16 II der schlichte Satz: »Politisch Verfolgte genie-
ßen Asyl.« Dieses Grundrecht wurde nach den Erfahrungen mit 
Flucht und Vertreibung durch die Nazi-Diktatur in das Grund-
gesetz aufgenommen, erhielt aber schnell eine eingeschränkte 
Bedeutung. Geschützt wurden zunächst vor allem Flüchtlinge 
aus den sozialistischen Staaten. Um eben diese Flüchtlinge zu 
schützen, wurde 1951 auch die Genfer Flüchtlingskonvention 
verabschiedet, die vor allem das Recht im Asyl normiert, also 
festlegt, wie Vertragsstaaten Flüchtlinge auf ihrem Staatsge-
biet zu behandeln haben. Allerdings definiert auch die Genfer 
Flüchtlingskonvention den Flüchtling als Person, die »aus der 
begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Reli-
gion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung sich außer-
halb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie be-
sitzt«. Für diese gilt, dass keiner der vertragsschließenden Staa-
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ten einen Flüchtling auf irgendeine Weise über die Grenzen von 
Gebieten ausweisen oder zurückweisen wird, in denen sein Le-
ben bedroht sein würde. Das ist das »Refoulement-Verbot« der 
Flüchtlingskonvention. 

Noch enger hat die deutsche Rechtsprechung Art. 16 II GG 
ausgelegt. »Politische Verfolgung im Sinne von Art. 16 Abs. 2 
Satz 2 GG ist grundsätzlich staatliche Verfolgung.« (BVerfGE 80, 
315) Das heißt, dass Menschen, die nicht staatlich oder minde-
stens quasi-staatlich verfolgt werden, keinen Asylanspruch ha-
ben. Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge fallen ebenso wenig 
unter diese Definition wie Menschen, die wegen Armut oder 
Hunger migrieren (wollen). Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtling (BAMF) erklärt dementsprechend: »Notsituationen 
wie Armut, Bürgerkriege, Naturkatastrophen oder Perspek-
tivlosigkeit sind damit als Gründe für eine Asylgewährung 
ausgeschlossen.«1 Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge können 
allerdings nach europäischem Recht »subsidiären Schutz« ge-
nießen.2 Diesen Schutz können Personen beanspruchen, wenn 
sie stichhaltige Gründe haben, dass ihnen im Herkunftsland ein 
ernsthafter Schaden droht. Als ernsthafter Schaden gilt nach Art. 
15 der Richtlinie »die Verhängung oder Vollstreckung der To-
desstrafe, Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Bestrafung oder eine ernsthafte individuelle Be-
drohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson 
infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts.« Im Ergebnis kön-
nen also Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge diesen subsidiären 
Schutz beanspruchen.

Bis zur Grundgesetzänderung 1993 begründete das Grund-
recht auf Asyl einen Rechtsanspruch in der Bundesrepublik. 
Aus dem schlichten Satz, »Politisch Verfolgte genießen Asyl«, 
wurde danach eine Regelung, nach der kein Anspruch auf Asyl 
besteht, wenn der Flüchtling aus einem sicheren Staat einreist. 
Die Bundesrepublik war damit »aus dem Schneider«, weil die 
Flüchtlinge zunächst sichere Mitgliedsstaaten der EU passieren 
mussten. Diese spezifisch deutsche Regelung wurde europäi-
siert und mit den Dublin I-III-Abkommen und Verordnungen 
europäisches Recht. Danach ist derjenige Mitgliedstaat für das 
Asylverfahren zuständig, dessen Territorium der Flüchtling zu-
erst betreten hat. Keinen Schutz und kein Einreiserecht erhal-
ten Migranten aus Nicht-EU-Staaten, die vor Armut und Elend 
fliehen. Dies wird als Arbeitsmigration angesehen und nicht 
über das Asylrecht, sondern über Einwanderungsgesetze gere-
gelt. Hoch qualifizierte Fachkräfte aus Nicht-EU-Staaten kön-
nen die sogenannte Blue Card der EU erwerben, die eine Ar-
beits- und Aufenthaltserlaubnis gewährt. Die Voraussetzungen 
sind allerdings sehr anspruchsvoll. Es dürfen nur Fachkräfte mit 
Hochschulabschluss und einem Mindesteinkommen einwan-
dern, was für viele Herkunftsstaaten nachteilig sein dürfte. So 
ist ausgerechnet der Anteil von hochqualifizierten Migranten aus 
Subsahara-Afrika von allen Herkunftsregionen am höchsten. 
Juristisch ebenfalls nicht als schutzberechtigt gelten Klima- und 
Umweltflüchtlinge. Hier ist eine Änderung der Rechtslage vor-
rangig notwendig – zumal die Industrieländer des Nordens die 
Hauptverantwortung für diese Kategorie von Fluchtursachen 
tragen.

Abschottung – widerrechtlich und inhuman

Trotz der rechtlichen Verpflichtungen, Flüchtlinge aufzuneh-
men, ist die aggressive Abwehr von Flucht und Migration ein 
internationales Phänomen. Es reicht von der eiskalten Rigoro-
sität, mit der die Festung Australien gesichert wird, über den 
1.100 km langen Grenzzaun zwischen Mexiko und den USA bis 
zur regierungsamtlichen Fremdenfeindlichkeit in Osteuropa. 
Symbol für die Abschottungspolitik der EU ist Frontex gewor-
den, die europäische Grenzschutzagentur, die formal nur die 
Grenzbehörden der Mitgliedstaaten unterstützen soll. Pro Asyl 
formuliert zugespitzt: »Bei Frontex handelt es sich um eine Be-
hörde, deren Aufgabe die Abschottung Europas ist.«3 In die Kri-
tik geraten ist Frontex, weil die Agentur sich daran beteiligte, 
Flüchtlingsboote abzudrängen und zum Umkehren zu zwingen, 
was gegen das Refoulement-Verbot verstoßen haben dürfte. Da-
mit wurde aber nur die Spitze des Eisberges sichtbar, denn die 
Flucht über das Mittelmeer ist die gefährliche Alternative zur 
Flucht über Landwege, die von den Mitgliedstaaten der EU ver-
sperrt wurden. Symbol für das Verschließen der Landwege ist 
der griechische Grenzübergang Idomeni.

Das Dublin Abkommen führt faktisch dazu, dass die an den 
Außengrenzen der EU gelegenen Staaten, v.a. Griechenland, Ita-
lien und Spanien, überproportional viele Flüchtlinge aufnehmen 
müssen. Italien forderte deshalb mehrfach eine gerechtere Ver-
teilung, was vor allem die deutsche Regierung ablehnte. Schließ-
lich ließen die Südstaaten »mit den Füßen abstimmen« und 
Flüchtlinge weiterreisen oder versorgten sie so schlecht, dass 
Gerichte die Rückführung verboten. Das Dublin-System ist of-
fensichtlich widersinnig und unfair und führt zu Chaos und Will-
kür bei der Anerkennung. Eine Abschiebung aus der EU in Dritt-
länder, wie sie beim EU-Türkei-Abkommen vereinbart wurde 
und nun für die Maghreb-Staaten geplant wird, ist inakzeptabel: 
Einerseits ist die Menschenrechtslage in der Türkei katastro-
phal; andererseits sind derzeit in Griechenland keine funktio-
nierenden Strukturen für die korrekte Abwicklung von Asylan-
trägen gegeben. Wenn Flüchtlinge wie geplant in geschlossenen 
Lagern, euphemistisch »Hotspots« genannt, gesammelt und iso-
liert werden, ist zu befürchten, dass das Asylrecht umgangen 
wird und inhumane Praktiken unbeobachtet von der öffent-
lichen Debatte stattfinden. Die Bundesrepublik hat – wie an-
dere EU-Staaten – einige Länder als sichere Herkunftsländer 
eingestuft. Die Folge ist, dass Flüchtlinge aus diesen Staaten 
keinen subsidiären Schutz genießen und das Asylrecht nicht in 
Anspruch nehmen können. Dabei entsteht der Eindruck, dass 
die »Sicherheit« der Herkunftsländer steigt, je mehr Flüchtlinge 

Der Beitrag ist die Kurzfassung eines Diskussionspapiers aus dem Wissen-
schaftlichen Beirat von Attac.

1  www.bamf.de/DE/Migration/AsylFluechtlinge/Asylrecht/asylrecht-
node.html.

2  Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsange-
hörigen oder Staatenlosen als Personen mit internationalem Schutz, für ei-
nen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf 
subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes – An-
erkennungsrichtlinie.

3  www.proasyl.de/news/europa-im-jahr-2016-wenn-schon-frontex-die-
eu-an-ihre-werte-erinnern-muss/.



28    Sozialismus 10/2016	 www.sozialismus.de

aus diesen Ländern in die EU kommen. Eine zahlenmäßige Be-
schränkung der Flüchtlinge, die unter dem Stichwort »Ober-
grenze« diskutiert wird, ist in Wirklichkeit zur Chiffre für die 
Aussetzung des Rechts auf Asyl überhaupt geworden. Das ist 
ethisch und politisch nicht vertretbar. Zudem widerspricht eine 
»Obergrenze« im Zweifel den Geboten des Grundgesetzes, der 
Genfer Flüchtlingskonvention, der Europäischen Menschen-
rechtskonvention oder der Kinderschutzkonvention. 

Die Abschottungspolitik wird durch ideologische Argumente 
und das Schüren von Ängsten flankiert. Eine zentrale Rolle spielt 
dabei die Instrumentalisierung scheinbar religiöser Gegensätze. 
So sei der Islam eine besonders gewaltaffine Religion. Ein ver-
gleichender Blick in die Geschichte von Christentum und Islam 
zeigt jedoch, dass dies keineswegs zutrifft. Auch aus Bibel und 
Koran lässt sich dieser Schluss nicht ziehen. Beide sind das ir-
dische Produkt historischer Umstände, vieler unterschiedlicher 
Quellen, über lange Zeiträume geformt, verformt und verändert 
in gesellschaftlichen Kämpfen und wechselhaften Deutungen. 
Beide können für herrschaftskritische wie für herrschaftssi-
chernde Ziele beansprucht werden. Richtig ist freilich, dass das 
europäische Christentum unter dem Druck von Aufklärung und 
kapitalistischer Moderne eine tiefgehende Säkularisierung und 
die Trennung von Kirche und Staat akzeptieren musste. Auch 
die große Mehrheit der Muslime, die zu uns kommen, akzep-
tiert das. Und wenn Integration gelingt, werden auch jene, die 
davon noch nicht überzeugt sind, sich den Realitäten auf Dauer 
nicht entziehen können.

Offene Grenzen?

Sind Grenzen überhaupt erwünscht und wie durchlässig sollen 
Grenzen sein? Ähnlich asymmetrisch wie Regeln des Welthan-
dels und von Finanzsystemen ist das Recht von Personen, ihren 
Aufenthaltsstandort zu wählen. Während Personen mit ausrei-
chend Kapital und/oder bestimmten Qualifikationen sich in der 
Regel das Land ihres Aufenthalts aussuchen können, verfügen 
Menschen mit wenig finanziellen Ressourcen über eine stärker 
begrenzte Reise- und Aufenthaltsfreiheit. Wenn die Prinzipien 
Gleichheit und/oder Gerechtigkeit als Kriterium gelten, ist diese 
Ungleichheit zu kritisieren. Daran schließt sich die Frage an, 
ob eine dosierte oder radikale Grenzöffnung angestrebt wer-
den soll.

Eine radikale Öffnung von Grenzen wird aus verschiedenen 
Positionen und mit unterschiedlichen Motiven gefordert. Aus 
neoliberaler Perspektive lassen sich offene Grenzen als Bedin-
gung für die ideale Allokation der Arbeitskraft durch Märkte le-
gitimieren – es entsteht ein globaler Arbeitsmarkt mit gleichen, 
niedrigen, Löhnen. Aus anarchistischer Perspektive werden of-
fene Grenzen mit der Ablehnung von Staatlichkeit, Macht und 
Herrschaft begründet oder mit internationaler Solidarität zwi-
schen den Lohnabhängigen. Andere Konzepte vertreten durch-
lässige Grenzen durch Vernetzung und erwägen eine »Welt-
innenpolitik« und ein Weltbürgerrecht. 

Andere insistieren demgegenüber auf der Priorität nationaler 
Souveränität. Selbstbestimmungsansprüche sind historisch ge-
wachsen, aber ihrerseits durchaus ambivalent. Die Missachtung 
von Grenzen war immer eine der Hauptursachen für Krieg. In 

der Abwehr von Fremdherrschaft, Kolonialismus und Imperia-
lismus besitzen sie ihre Legitimität auch aus emanzipatorischer 
Sicht. Daher wurde das Prinzip der territorialen Integrität zu 
einem Angelpunkt der UN-Charta. Hinzu kommt, dass eine ei-
nigermaßen funktionsfähige Demokratie historisch an das Ter-
ritorialitätsprinzip des Nationalstaates gebunden ist. Versuchen 
transnationaler oder supranationaler Demokratie war bisher 
kein Erfolg beschieden, wie gerade der Umgang mit der Flücht-
lingsfrage in der EU zeigt. 

Andererseits reflektieren Grenzen auch eine internationale 
Ordnung, die Ausschließung und die Vorenthaltung von Le-
benschancen für sehr viele Menschen enthält. Die wirtschafts-
liberale Konzeption unbegrenzter Mobilität von Arbeitskraft 
ist problematisch. Denn unkontrollierte Einwanderung gerät 
mit großer Wahrscheinlichkeit mit sozialstaatlichen Prinzipien, 
Lohnstandards und Schutzrechten für Lohnabhängige in Wider-
spruch. Umgekehrt verlieren die Herkunftsländer diejenigen, 
die für die wirtschaftliche und humane Entwicklung gebraucht 
werden. Deshalb ist eine Regulierung von Migration durchaus 
mit emanzipatorischen Positionen vereinbar. 

Kurz: Ziel einer humanen Flüchtlingspolitik muss die Einhal-
tung der eigenen rechtlichen Standards sein, die durch Grenz-
zäune, Frontex, EU NAVOR Med oder den Pakt mit Erdoğan 
unterlaufen werden. Gleichzeitig sollten die legalen Zuwande-
rungsperspektiven erweitert werden, was zu verbinden ist mit 
einer deutlichen Erhöhung und qualitativen Verbesserung der 
sogenannten Entwicklungshilfe, von Hilfen bei Naturkatastro-
phen und Ähnlichem, sowie der Schaffung von entwicklungs-
freundlichen weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Auch 
im Interesse einer solidarischen Weltwirtschaft ist Migration 
wünschenswert. Ein Schritt in die richtige Richtung wäre ein 
großzügiges, nicht allein utilitaristisch motiviertes Einwande-
rungsgesetz. Vorteilhaft wäre es, weil es klare Regeln setzen 
würde, MigrantInnen auf sicherem Wege einreisen könnten 
und die Integration durch einen klaren Aufenthaltsstatus er-
leichtert würde.

Fluchtursachen bekämpfen – das Einfache,  
das so schwer zu machen ist

Die Bekämpfung der Fluchtursachen ist der wichtigste Hebel 
zur Lösung der Probleme von Flucht und Migration. Das ist 
Konsens, auch wenn die herrschende Politik bisher keine prak-
tischen Konsequenzen daraus zieht. Viele der Fluchtursachen 
liegen außer Reichweite nationaler und auch europäischer Re-
gelungen. Dennoch muss emanzipatorische Politik das Prinzip 
»Fluchtursachen bekämpfen« mittel- und langfristig in den Mit-
telpunkt der Debatte rücken. Eine grundlegende Lösung kann 
nur gelingen, wenn die neoliberale Globalisierung durch eine 
Weltwirtschaft und eine internationale Ordnung ersetzt wird, 
die sozialer Gerechtigkeit, ökologischer Zukunftsfähigkeit, De-
mokratie und Frieden verpflichtet sind. Das jedoch ist eine Jahr-
hundertaufgabe.

Fluchtursachen gibt es mannigfaltige, darunter auch neuar-
tige: Der »Fortschritt« in den Kriegstechnologien z.B. hat dazu 
geführt, dass immer mehr Zivilisten von Kriegen betroffen sind. 
Auch hat die Zahl »asymmetrischer« Kriege rasant zugenom-
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men. Hier gibt es eine direkte Verantwortung des Westens, da-
runter auch von jenen Ländern, die sich heute vehement gegen 
jegliche Aufnahme von Flüchtlingen sperren. So zogen Trup-
pen aller osteuropäischen EU-Beitrittsländer mit Bushs »Koa-
lition der Willigen« in den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 
gegen den Irak.

Die traditionelle Migration aus sozio-ökonomischen Motiven 
hat durch die Globalisierung eine neue Qualität bekommen, 
und das in mehrfacher Hinsicht. Die Durchsetzung des neoli-
beralen Leitbildes in vielen Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern hat die soziale Polarisierung vertieft und Abstiegs- und 
Verelendungsprozesse befördert. Umgekehrt ermöglicht die Be-
schleunigung der Kommunikation Vergleiche der Lebensbe-
dingungen in Herkunfts- und Zielländern. Die Globalisierung 
des Finanzsystems hat in Form der sogenannten Rücküberwei-
sungen (»remittances«), die weltweit inzwischen dreimal höher 
als die Entwicklungshilfe sind, positive Effekte der Arbeitsmi-
gration in den Herkunftsländern ermöglicht. Eine Fluchtursa-
che liegt in Diskriminierung, Verfolgung von Minderheiten und 
politischer Verfolgung. Hier hat die Globalisierung auch posi-
tive Effekte, weil sie den Opfern ermöglicht, sich der Verfolgung 
zu entziehen, und umgekehrt die Verfolger unter strengere Be-
obachtung stellt.

Integration versus Assimilation

In der gegenwärtigen Debatte wird Integration meist mit Assi-
milation verwechselt. Assimilation meint die Verschmelzung der 
gesellschaftlichen Gruppen zu einer als homogen imaginierten 
Bevölkerung durch Übernahme von deren Kultur und Lebens-
gewohnheiten. Integration verlangt dagegen aufseiten der Zu-

wanderer nur ein Verhalten, das demokratisch gesetztes Recht 
akzeptiert. Nicht mehr und nicht weniger lässt sich aus der Per-
spektive des Rechtsstaates erwarten. Verlangt wird nicht ein-
mal, dass man den Rechtsregeln mit innerer Überzeugung fol-
gen müsste. 

Kant hat diesen Gedanken eingeführt, indem er zwischen 
Moralität und Legalität differenzierte: »Man nennt die bloße 
Übereinstimmung oder Nichtübereinstimmung einer Handlung 
mit dem Gesetze, ohne Rücksicht auf die Triebfeder derselben, 
die Legalität (Gesetzmäßigkeit); diejenige aber, in welcher die 
Idee der Pflicht aus dem Gesetze zugleich die Triebfeder der 
Handlung ist, die Moralität (Sittlichkeit) derselben. Die Pflich-
ten nach der rechtlichen Gesetzgebung können nur äußere 
Pflichten sein, weil diese Gesetzgebung nicht verlangt, dass die 
Idee dieser Pflicht, welche innerlich ist, für sich selbst Bestim-
mungsgrund der Willkür des Handelnden sei, und, da sie doch 
einer für Gesetze schicklichen Triebfeder bedarf, nur äußere mit 
dem Gesetze verbinden kann.«4 Legalität verlangt nur die Ein-
haltung der Gesetze; Moralität darf der Staat nicht von seinen 
Bürgern verlangen. In diesem Sinne ist es auch völlig einerlei, 
dass bei einer Befragung 60% muslimische Einwanderer anga-
ben, sie fänden den Koran wichtiger als die Gesetze. Damit er-
übrigen sich die Verknüpfung von Flucht und Migration mit 
dem Narrativ von einer »Leitkultur«, einer nationalen Identi-
tät und erst recht Konstruktionen wie »ethnische« oder »iden-
titäre« Selbstbestimmung. Das Grundgesetz und die deutschen 
Gesetze sind bereits die komprimierte Form »nationaler Identi-
tät«. Das ist auch das, was Habermas als »Verfassungspatriotis-

4  Kant, Metaphysik der Sitten, Werke in zwölf Bänden. Band 8, Frank-
furt a.M. 1977, S. 330.
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mus« bezeichnet. Selbstverständlich ist diese »nationale Iden-
tität« nichts Statisches.

Gegenüber der Härte der Konkurrenz, der Angst vor dem 
Abstieg, der Unübersichtlichkeit einer hyperkomplexen Reali-
tät erscheint ein regressiver Rückgriff auf Homogenität attrak-
tiv. Doch diese Homogenität gibt es empirisch nicht. Die Plu-
ralität und kulturelle, soziale usw. Differenzierung moderner 
Gesellschaften, überwältigende Komplexität, Diversität sind his
torische Tiefenströmungen, die Homogenitäten systematisch 
entgegenstehen. Befördert wird dies durch die Dynamik des 
neoliberalen Kapitalismus. Eine Gesellschaft der Selbstver-
markter und der Kosten-Nutzen-Kalkulierer konterkariert Ge-
meinschaftlichkeit und Solidarität. Deshalb ist die Sehnsucht 
nach Identifikation mit und Zugehörigkeit zu einem Kollektiv 
und insbesondere nach der Identifikation mit dem, was man 
für »deutsch« hält, als Ausgleich für Vereinzelung und den da-
raus resultierenden Ohnmachtsgefühlen ein Phänomen, das 
sehr viele Menschen erfasst. Nur der kleinere Teil davon ist in 
PEGIDA und der AfD zu finden. Angesichts dieses Dilemmas 
besteht die Herausforderung darin, Angebote zu entwickeln, 
die dem Bedürfnis nach Sicherheit Rechnung tragen, ohne die 
Substanz der Aufklärung, d.h. den Ausgangspunkt menschlicher 
Gleichheit an Würde, preiszugeben.

Wie gelingt Integration?

Abschließend sind − ohne Anspruch auf Vollständigkeit − einige 
Voraussetzungen für die Möglichkeit einer gelingenden Integra-
tion zu benennen. Für die Unterbringung und Integration der 
Flüchtlinge sind die jährlichen Kosten ungewiss, da offen ist, 
wie viele Menschen hierbleiben und wie viele Flüchtlinge kom-
men werden. Die vom Institut der Deutschen Wirtschaft5 vor-
gelegte Größe von 55 Mrd. von 2015-17 liefert immerhin einen 
Anhaltspunkt für mögliche Kosten. Das sind keine Summen, 
die volkswirtschaftlich problematisch sind.6 Im Kern wirken die 
Flüchtlingsinvestitionen als Konjunkturprogramm und werden 
positive Effekte für die deutsche Volkswirtschaft haben.

Der Zusammenhang zwischen Bildungschancen und gelin-
gender Integration ist zentral. In den letzten Jahren wurde dies 
mit Blick auf die schulische Integration von Kindern mit Migra-

tionshintergrund und aus sozial benachteiligten Milieus heraus-
gearbeitet. Der Mehraufwand, der erforderlich ist, um Chancen-
gleichheit in der Bildung zu erreichen, wird von der GEW7 auf 
über 50 Mrd. Euro veranschlagt, wobei die bildungspolitischen 
Kosten für die Flüchtlinge mit 4,2 Mrd. Euro benannt werden. 
Die Integration auf dem Arbeitsmarkt ist eng mit den Bildungs-
voraussetzungen verknüpft. Mit Blick auf die Vergleichbarkeit 
von Qualifikationen bleibt aller Voraussicht nach ein Mismatch-
Problem zwischen den Anforderungen des Arbeitsmarktes und 
den tatsächlichen Qualifikationsprofilen. Weiter stellen für die 
Integration auf dem Arbeitsmarkt die Begrenzung oder Verwei-
gerung von Mobilität und Freizügigkeit der Flüchtlinge ein Pro-
blem dar. Das System des abgestuften aufenthaltsrechtlichen 
Status fördert einen segmentierten Arbeitsmarkt eher statt ihn 
aufzulösen. Die so Diskriminierten stehen ganz unten in der so-
zialen Hierarchie und übernehmen die schlechten Jobs.

In der Gruppe der wenig Gebildeten und Analphabeten stel-
len sich wiederum andere, grundlegende Herausforderungen. 
Insgesamt bedarf es Zeit und erheblicher Ressourcen. Proble-
matisch sind potenzielle Konkurrenzsituationen zwischen deut-
schen Arbeitslosen und Flüchtlingen, die um die knappen Mittel 
der beruflichen Qualifizierung konkurrieren. Die Bundesagen-
tur für Arbeit zielt offensichtlich auf die Lenkung von Arbeits-
kräften in den Bereich sorgender und pflegender Berufe. Das 
ist prinzipiell sinnvoll, aber es besteht die Gefahr, dass durch 
den Einsatz von Flüchtlingen das Niedriglohnniveau in diesem 
Berufsfeld verstetigt wird und möglicherweise auch die Quali-
tätsanforderungen gesenkt werden. In langfristiger Perspektive 
bleibt es dabei, dass ökonomische und politische Bedingungen 
so zu ändern sind, dass Grenzen durchlässig werden, oder an 
Bedeutung verlieren und so die Zukunftsvision realisiert wird, 
wonach nicht das Kapital, sondern die Menschen sich frei auf 
dem Globus bewegen können.
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5  Institut der deutschen Wirtschaft (2016): Zu den gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen der aktuellen Flüchtlingsmigration, Köln (Ausschussdrucksa-
che des Bundestages 18[9]736).

6  Fratscher, Marcel/Junker, Simon (2016): Eine wirtschaftswissenschaft-
liche Perspektive zu Geflüchteten, in: IFO-Schnelldienst, 4, 69. Jg., S. 7-10.

7  Jaich, Roman (2016): Bildungsfinanzierung der öffentlichen Hand – 
Stand und Herausforderungen, hrsg. vom Hauptvorstand der GEW, Frank-
furt a.M.: GEW.
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